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Zur politischen Ökonomie des Palästina-Konflikts 
 
 
Für viele Beobachter entzieht 
sich das Verhalten der Parteien 
im Palästina-Konflikt einer ra-
tionalen Erklärung und scheint 
nur noch von kollektiven Pa-
thologien und historischen 
Traumata beherrscht zu sein. Es 
mag fast zynisch anmuten, sich 
der Ökonomie des Konflikts zu 

nähern zu versuchen: Die der-
zeitige Gewalteskalation steht 
scheinbar im Widerspruch zu 
jedem denkbaren ökonomi-
schem Interesse. Doch viel 
spricht dafür, dass die Ausein-
andersetzung um Palästina wie 
andere langdauernde Konflikte 
eine ökonomische Dimension 

aufweist. Natürlich erklärt die 
Ökonomie nicht alles,  dennoch 
ist die Frage nach der politi-
schen Ökonomie des Konflikts 
wichtig, weil eine Lösung mehr 
Erfolg verspricht, wenn sie an 
den Interessen der Akteure an-
setzt, anstatt nur an deren Ver-
nunft zu appellieren. 

 
Palästina: Die „politische Ökonomie des Flüchtlingslagers“ 

 
Vielen Palästinensern wird seit 
Jahrzehnten verwehrt,  produk-
tiven Tätigkeiten nachzugehen. 
Sie sind in den arabischen 
Ländern wie in den von Israel 
besetzten Gebieten auf eine 
nicht-produktive Ökonomie der 
Flüchtlingsla ger angewiesen, 
die in vielen Fallen von der sie 
umgebenden Wirtschaft isoliert 
ist. Die Tätigkeit anderer redu-
ziert sich in den besetzten Ge-
bieten auf Subsistenzwirtschaft. 
Einen wirtschaftlichen Entwick -
lungsprozess hat es in den Ge-
bie ten in mehr als dreißig Jah-
ren israelischer Kontrolle nicht 
gegeben. Da Israel die Gebiete 
offiziell nie endgültig annek-
tieren wollte, unternahm der 
Staat (von der Protektion der 
jüdischen Siedlungen abgese-
hen) auch keine entwicklungs- 
oder strukturpolitischen An-
strengungen. Unter diesen Vor-
aussetzungen wäre ein eigener 
Staat die  Grundbedingung da-
für, dass die Palästinenser  pro-
duktiven Aktivitäten nachgehen 
können. 
 
Warum aber rebellieren sie 
gegen Israel, das ihnen im Os-
lo-Abkommen (dem sie selbst 
zustimmten) in den 1967 von 
Israel besetzten Gebieten Auto-
nomie mit der Perspektive der 

Staatsbildung zugestanden hat-
te? Diese Frage wird normaler-
weise mit den in Oslo nicht ge-
lösten, sondern aufgeschobenen 
Problemen beantwortet: dem 
Rückkehrrecht der Flüchtlinge, 
dem Status  Ost-Jerusalems und 
den jüdischen Siedlungen. Da-
rüber hinaus jedoch gibt es 
Gründe für die Annahme, dass 
sich in der politischen Ökono-
mie Palästinas im Konflikt In-
teressen am Konflikt ausgebil-
det haben.  
 
Die politische Ökonomie der 
besetzten Gebiete ist zu einem 
hohen Anteil eine Rentenöko-
nomie. Die nach Palästina flie -
ßenden Renten stammen aus 
unterschiedlichen Quellen:  
a) Ein Teil der Renten sind  
Überweisungen von Palästinen-
sern, die sich in den arabischen 
Staaten, in den USA oder Euro-
pa einen gewissen Wohlstand 
erarbeiten konnten. Dieser Teil  
wird über familiäre Netzwerke 
verteilt.  
b) Die UNO finanziert die 
Flüchtlingslager und erhält da-
mit eine Ökonomie sui generis 
ohne Produktion aufrecht. Hin-
zu kommt die nach 1993  koor-
dinierte Entwicklungshilfe der 
EU-Staaten sowie die humani-

täre Hilfe priva ter Organisa-
tionen, NGOs, Stif tungen usw. 
c) Bei einem Großteil der in die 
besetzten Gebiete fließenden 
Renten handelt es sich um Ab-
zweigungen der Ölrente aus den 
arabischen/islamischen Län-
dern. Dieser Teil wird in erster 
Linie unter politischen oder 
ideologischen Gesichtspunkten 
verteilt. 
 
Die politische Ökonomie der 
Milizen  
 
Einkommen, Ressourcen und 
Ansehen in der palästinensi-
schen Gesellschaft wird zu ei-
nem hohen Anteil mit der Kon-
trolle über die Verteilung der 
Renten verbunden sein. Diese 
Kontrolle wird – so lässt sich 
zumindest vermuten – von zi-
vilgesellschafrtlichen, aber 
auch von milizähnlichen Orga-
nisationen mit hohem Gewalt-
potential ausgeübt, die sich in 
dem nun über 50 Jahre wäh-
renden Konflikt gebildet haben.  
 
 
 
 
 
 
 
 



Dabei konvergiert die „Ökono-
mie der Flüchtlings lager“ von 
unten, deren rela tives Gewicht 
wächst, wenn sich die Chancen 
formeller produktiver Tätigkeit 
aufgrund des Konflikts ver-
schlechtern, mit den spezifi-
schen Strukturen und Erfah-
rungen der politischen Elite von 
oben. Auch hierbei – den Grup-
pie rungen um Yassir Arafat – 
handelt es sich um milizähnli-
che Organisationen, die sich in 
ihrer Wanderschaft von Jor-
danien über Beirut und Tunis 
nach Palästina in erster Linie 
über den ihnen zugebilligten 
Anteil an den Erdölrenten fi-
nanzierten, heute aber auch 
Renteneinnahmen aus der mo-
nopolistischen Verteilung von 
Importlizenzen beziehen.    Die -
se Organisationen verfügen 
aufgrund ihrer Erfahrungen 
über keinen ande ren  Horizont 
als den des bewaffneten Kon-
flikts. In diesem Konflikt haben 
die Milizen und anderen Or-
ganisationen eigenständige Hie-
rarchien ausgebildet, in denen 
es – auf wie immer elender 
Grundlage – besser und 
schlechter Gestellte gibt. Ein-
kommen, Ressourcen und ge-
sellschaftliche Anerkennung 
hängen von den Positionen ab,  
die die Individuen und Gruppie-
rungen in einem Gewalt-Wett-
bewerb im Konflikt mit Israel 
erringen konnten.  
 
Hieraus ergibt sich zweierlei:  
a) Ein Übergang schlecht aus-
gebildeter Individuen und in der 
Ausübung von Gewalt trainier-
ter Gruppen in zivile Wirt-
schafts- und Verwaltungstätig-
keiten im Falle des Friedens 
wäre für viele mit einem Status- 
und Einkommensverlust ver-
bunden (es ist kein Zufall, dass 
etwa die Hälfte der im öf-
fentlichen Dienst Beschäftigten 
in den  Sicherheitsapparaten tä-
tig ist). Insbesondere die radi-
kalen Gruppie rungen handeln 

daher nicht unbedingt in Ver-
blendung oder irrationalem 
Wahn, sondern folgen einem 
durchaus rational kalkuliertem  
Partikularinteresse: Ihre relative 
gesellschaftliche Stellung in ei-
ner Friedenswirtschaft  wäre 
schlechter als ihre gegenwärti-
ge Position  
b) Der Gewalt-Wettbewerb die -
ser milizähnlichen Organisa-
tionen wird zum Teil von außen 
gefördert (durch die Geber), 
zum Teil ergibt er sich aus dem 
ökonomischen Konflikt, der bei 
der Verteilung eines begrenzten 
und nicht durch eigene produk-
tive Tätigkeit zu erweiternden 
Rentenvolumens entsteht. Der 
Gewalt-Wettbewerb hat zur 
Folge, dass die Palästinenser 
insgesamt „strukturell nicht 
strategie fähig“ sind. Auch wenn 
die dominie rende Gruppe ihre 
Interessen so kalkuliert, dass sie 
mit einer Konfliktlösung kom-
patibel wären, wird es immer 
Fraktionen geben, die ökono-
misch am Fortbestand des Kon-
flikts interessiert bleiben – und 
die aufgrund der Vetomacht der 
Attentate jede Konsolidierung 
mit minimalem Aufwand tor-
pedieren können.  
 
Der „Gewaltmarkt“ des palästi-
nensischen Widerstands wäre 
wahrscheinlich sehr fragil, 
wenn er nicht durch „sekundäre 
Motivationen“ (Georg Elwert), 
also eine Art Kriegerkult, stabi-
lisiert würde. Der religiöse oder 
nationalistische „Fanatismus“ 
der Kämpfer – der einfachen 
Arbeitskräfte der Gewaltökono-
mie – ist aber unter politisch-
ökonomischem Gesichtspunkt 
nicht Motor des Konflikts, son-
dern wird in Funktion der zu-
grundeliegenden wirtschaftli-
chen Strukturen und Interessen 
produziert und reproduziert.    
 
 
 
 

Die israelische Politik  
 
Die spezifische politische Öko-
nomie des palästinensischen 
Widerstands,  die wirtschaftli-
che Interessen am Konflikt her-
vorbringt, wurde genährt und 
bestätigt durch eine israelische 
Politik,   die die Ausbildung ge-
genläufiger wirtschaftlicher In-
teressen an Stabilität systema-
tisch verhinderte. Man könnte 
auch sagen: Die Gewaltbe reit-
schaft der Palästinenser wächst 
in dem Maße, in dem die Op-
portunitätskosten der Rebellion 
– die verloren gegangenen  po-
tentiellen Einkommen aus 
friedlicher Wirtschaftstätigkeit 
– sinken. Diese Opportunitäts-
kosten haben sich nicht zuletzt 
dank der israelischen Politik auf 
Null zubewegt.    
 
Das Oslo-Abkommen schuf 
keinen palästinensischen Staat, 
sondern auf 22 Prozent des 
ehemaligen britischen Mandats-
gebiets Palästina einen Flicken-
teppich unterschiedlicher Sou-
veränitäten (palästinensische 
Autonomiegebiete, von Israel 
kontrollierte Territorien, ge-
meinsam kontrollierte Terri-
torien, jüdische Siedlungen). 
Die Autonomiegebiete – die 
Kerne des künftigen palästinen-
sischen Staates – waren infra-
strukturell nicht oder schlecht 
miteinander gebunden, sie bil-
deten kein Territorium, auf dem 
ein Markt hätte entstehen kön-
nen. Die Herausbildung eines 
wirtschaftlich lebensfähigen 
Territoriums hätte nur das Er-
gebnis einer Evolu tion sein 
können. Die Politik Israels be-
stand aber nicht darin, diese 
Evolution zu fördern, sondern 
sie (in wechselnder Intensität) 
zu blockie ren. Seit 1993 be-
treibt Israel offen eine Politik, 
die darauf zielt, die palästinen-
sischen Pendler durch Gast-
arbeiter aus anderen Weltregio-
nen zu ersetzen. Darüber hinaus 



unterbrachen die Israelis – aus 
Sicherheitsgründen – immer 
wieder die innerpalästinensi-
schen. Verkehrswege bzw. die 
Verbindungen zwischen den 
besetzten Gebieten und Israel 
und schnitten damit den Pend-
lern und den für den israeli-
schen Markt wirtschaftenden 
Händlern, Bauern und Klein-
unternehmern den Zugang zu 
ihren Einkommensquellen ab.  
 
Für die Proto-Volkswirtschaft 
in den besetzten Gebieten war 
der Oslo-Prozess eine Kata -
strophe. Dies gilt insbesondere 
für die ersten Jahre (1993-
1996), in denen das Sozialpro-
dukt der Gebiete um 36,1 Pro-
zent sank. Nur das Jahr 1999 
brachte eine Erholung, die mit 
dem Ausbruch der Al Aqsa-
Intifada aber wieder abgebro-

chen wurde. Im Jahr 2000 sank 
das Sozialprodukt der Gebiete 
um über 8 Prozent. 
 
Zu der (1997-1999 ausgesetz-
ten) Obstruktionspolitik Israels 
kommt ein zweiter permanent 
wirkender Faktor, der die Her-
ausbildung einer pa lästinen-
sischen Proto-Ökonomie als Al-
ternative zur Gewaltökonomie 
der Milizen verhinderte: Die 
Expansion der jüdischen Sied-
lungen. Die Siedlungen weite-
ten sich gerade in den Jahren 
des Oslo-Prozesses auf Kosten 
der Restbestände palästinensi-
schen Eigentums an Grund und 
Boden aus, Land wurde ent-
eignet,  Wasserreserven wurden 
umverteilt, landwirtschaftliche 
Ressourcen  (Bäume, Herden, 
Ernten) vernichtet, Gebäude 
zerstört, die Infrastruktur zu-

gunsten der Siedlungen reor-
ganisiert usw. Auch im Jahr der 
wirtschaftlichen Erholung 
schrumpfte die Landwirtschaft 
in den besetzten Gebie ten um 
jährlich etwa 3,7 Prozent.  
 
Die Herausbildung eines pa-
lästinensischen Proto-Staates 
koexistierte damit paradoxer-
weise mit einem Prozess der 
Enteignung und Verdrängung 
von Palästinensern, die – wenn 
auch oft auf Subsistenzniveau – 
in wirtschaftliche Kreisläufe 
außerhalb der Milizökonomie  
eingebunden waren. Aus der 
Sicht der Palästinenser bewurde 
der im Oslo-Abkommen an-
visierte Frie densprozess von 
Anbeginn von den Israelis 
unterlaufen und durch die ef-
fektive Landnahme der Siedler 
konterkariert. 

 
Israel: Die „politische Ökonomie der Siedlungen“ 

 
Aus welchen ökonomischen 
Gründen  versuchte und ver-
sucht Israel zu verhindern, dass 
ein wirtschaftlich lebensfähiger 
palästinensischer Staat entsteht? 
Hier scheint die politische Öko-
nomie des Konflikts auf den er-
sten Blick zu versagen. Für die 
Hochleistungswirtschaft Israels 
sind die Ressourcen des Gaza-
Streifens und der Westbank, 
zwei verarmte Fetzen Landes 
mit einer renitenten Bevölke-
rung, bedeutungslos. Es läge al-
so nahe, sich von der Ökonomie 
zu verabschieden und die israe-
lischen Politik mit denen von 
ihr selbst vorgebrachten sicher-
heitspolitischen Motiven zu er-
klä ren. Die obige Interpretation 
der politischen Ökonomie des 
palästinensischen Widerstands 
würde die sicherheitspolitische 
Argumentation noch stärken: 
Ein von gewaltbereiten und 
nicht strategiefähigen Milizen 
gesteuerter Nachbarstaat wäre 
eine permanente Bedrohung. 
Die israelische Politik, die unter 

dem Imperativ der Sicherheit 
steht, hat allerdings Israel selbst 
erheblich unsicherer gemacht, 
während eine lebensfähige 
(wenn auch weiterhin von 
internationalen Renten abhängi-
ge) palästinensische Volkswirt-
schaft sicherlich das beste 
Mittel wäre, die Milizökonomie 
auszuhöhlen.  
 
Der militärisch-industrielle 
Komplex 
 
Es ist wahrscheinlich, dass sich 
auch in Israel im Konflikt öko-
nomische Interessen am Kon-
flikt ausgebildet haben. Dies 
betrifft in erster Linie das Mili-
tär und die mit ihm verbun-
denen wirtschaftlichen  Kräfte. 
Zwei Erklärungsansätze sind 
denkbar, wenn auch wenig be-
friedigend:  
a) Auch das Militär erhebt An-
sprüche auf Renten, also Ein-
kommen ohne produktive Ar-
beit. Angesichts begrenzter 
Ressourcen  hängt die Legitimi-

tät dieser Ansprüche von der 
öffentlich perzipierten Sicher-
heitslage ab. Die relative Po-
sition des Militärs verbessert 
sich mit der Zunahme der Unsi-
cherheit. Das Militär und die 
mit ihm verbundenen wirt-
schaftlichen Kräfte haben also 
ein Interesse an Unsicherheit, 
die allerdings nicht so weit ge-
hen darf, dass die Kompetenz 
des Militärs öffentlich bezwei-
felt wird. Der Konflikt mit den 
Palästinensern muss dieser In-
terpretation zufolge auf Dauer 
gestellt werden, um die Res-
sourcen zu steigern oder zu er-
halten, die dem Militär zur Ver-
fügung gestellt werden.  
b) Auch Israel bezieht interna-
tionale Renten, die privaten 
Transfers in Europa oder Ame-
rika lebender Juden sowie die 
amerikanische Militärhilfe. Die 
israelische Volkswirtschaft ist 
von diesen Transfers wahr-
scheinlich nicht substantiell ab-
hängig. Sie erlauben es aber, ei-
ne im Vergleich zur wirtschaft-



lichen Leistungsfähigkeit des  
Landes sehr große Armee zu 
unterhalten, ohne den Konsum 
wesentlich zu beeinträchtigen. 
Die internationalen Rentenströ-
me nach Israel flie ßen in Funk-
tion der wahrgenommenen Be-
drohung, der der israelische 
Staat ausgesetzt ist. Nach dem 
formellen Friedensschluss mit 
mehreren arabischen Nachbarn 
hat sich diese Bedrohung aber 
relativiert. Wenn die interna tio-
nalen Einkommen weiter in 
gewohnter Höhe fließen sollen, 
muss der „kleine“ Konflikt mit 
den Palästinensern den „gro-
ßen“ Konflikt mit den is la-
mischen Staaten ersetzen. 
 
Diese Erklärungen sind wenig 
befriedigend, weil die Unsi-
cherheit Israels trotz der Frie -
densschlüsse mit ein igen Nach-
barstaaten nicht aufgehoben ist. 
Es gibt im islamischen Lager 
weiterhin feindlich gesonnene 
Staaten (wie den Iran und den 
Irak), viele arabische Regie-
rungen sind nicht gefestigt, 
nicht demokratisch legitimiert.  
Sie  könnten unvorhersehbaren 
Regimewechseln zum Opfer 
fallen, mit dramatischen Konse-
quenzen für die Sicherheit Is-
raels. Die bisherigen Friedens-
verträge untergraben daher we-
der die innenpolitische Legiti-
mität des Militärs, noch führen 
sie zu einer bedrohlichen Ver-
ringerung der internationalen 
Transfereinkommen.  
 
 
 
 
 
 
 

Die politische Ökonomie der 
Siedlungen 
 
Eine andere Hypothese ist plau-
sibler: Funktionierende wirt-
schaftliche Interdependenzen 
zwischen Israel und Palästina 
sind für die is raelische Wirt-
schaft nicht wichtig; Israel kann 
es sich leisten, auf die billigen 
palästinensischen Arbeitskräfte 
zu verzichten, ebenso auf den 
begrenzten palästinensischen 
Markt.  Das Fehlen eines star-
ken wirtschaftlichen Interesses 
an Kooperation bereitet aber 
das Feld für irrationale, auf-
grund der Bedeutungs losigkeit 
der in Frage stehenden Res-
sourcen aber ökonomisch trag-
bare Strategien. Die enorme 
Asymmetrie zwischen beiden 
Konfliktparteien erlaubt es der 
stärkeren Seite, schadlos öko-
nomisch ir rational vorzugehen. 
 
Die wirtschaftliche Bedeu-
tungslosigkeit der besetzten Ge-
biete ermöglicht es, dass eine 
spezielle, für die is raelische Ge-
samtwirtschaft marginale Teil-
ökonomie eine über ihr wirt-
schaftliches Potential weit hin-
ausreichende politische Dyna-
mik gewinnen konnte: Die po-
litische Ökonomie der Siedlun-
gen. Die Expansion der Sied-
lungen war für einen kleinen 
Teil der israelischen Bevöl-
kerung gleichbedeutend mit ei-
ner gewissen Bereicherung. Mit 
der Expansion der Siedlungen 
in einem „feindlichen“ Umfeld 
haben sich auch in den Siedler-
ökonomien Gewaltmärkte her-
ausgebildet, die das Gegenstück 
der palästinensischen Milizöko-
nomie sind: Hierarchien ge-
waltbereiter Organisationen, die 

ein dauerhaftes Interesse am 
Konflikt entwickeln. Die se 
Gruppierungen beziehen ihre 
Legitimität in Israel – und die 
entsprechenden  Renten – auf-
grund ihrer Frontstellung im 
Konflikt mit den Palästinen-
sern. Auch sie entwickeln „se-
kundäre Motivationen“, meist 
rechtsradikaler Tendenz, die 
ihre wirtschaftlichen Motive 
(Bereicherung, Renten und 
Kontrollpositionen) verdecken. 
Von seiner ökonomischen In-
teressenbasis her könnte der Pa-
lästinakonflikt also als ein 
Kampf der politischen Ökono-
mie der Flüchtlingslager gegen 
die politische Ökonomie der 
Siedlungen bezeichnet werden 
(die erklärt ihn natürlich nicht 
gänzlich) –  wobei sich letztere 
des Schutzes einer professiona-
lisierten Armee erfreut. 
 
Aber auch dieser Erklärungs-
versuch bleibt letztlich unbe-
friedigend. Es bleibt die Frage, 
warum sich ein demokratischer 
und reicher Staat im Interesse 
einer winzigen und aggressiven 
Minorität instrumentalisieren 
lässt? Die Antwort: Der ökono-
mische Preis hierfür war eben 
niedrig, reicht je denfalls heute 
nicht mehr hin – zumal der po-
litische Preis immens gestiegen 
ist. Er wird nicht nur in der 
Form zunehmender Unsicher-
heit und einer sinkenden inter-
nationalen Reputation gezahlt, 
sondern auch damit, dass eine 
einst vorbildhafte Demokratie 
zur Geisel der Siedler zu wer-
den und sich politisch zurück-
zuentwickeln droht. 
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